
5134 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Antrag der Bundesräte Bieringer, Konecny und Dr. Kapral betref­
fend ei n Bundesverfassungsgesetz vom ... , mi t dem das Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert wird (91/A-BR/96) 

Die Bundesräte Bieringer, Konecny und Dr. Kapral haben am 19. Feber 
1996 den Antrag 91/A-BR/96 eingebracht und wie folgt begründet: 

Mit der vorgeschlagenen Verfassungsbestimmung soll analog dem Haupt­
ausschuß des Nat i ona 1 rates auch ei nem EU-Ausschuß des Bundesrates di e 
selbständige Erledigung von Stellungnahmen gemäß Art. 23e B-VG anstelle 
des Bundesrates ermöglicht werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalismus hat diesen Antrag in 
seiner Sitzung am 28. Feber 1996 in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde mit Stimmenei nhe 11 i gkei t beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des gegenständlichen Antrages zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß für Verfassung und 
Föderalismus somit den Antrag, der Bundesrat wolle gemäß Art. 41 Abs. 1 
B-VG dem Nationalrat den nachstehenden Gesetzesvorschlag zur geschäfts­
ordnungsmäßigen Behandlung unterbreiten: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Gern. Art. 41 Abs. 1 B-VG in Verbindung mit § 21 der 

Geschäftsordnung des Bundesrates wird dem Nationalrat der 

nachstehende Gesetzesantrag zur geschäftsordnungsrnäßigen 

Behandlung unterbreitet: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesverfassungsgesetz vom ... , mit dem das 

Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert wird. 
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Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929, zuletzt 
geändert durch das Bundesverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1013/1994, 

wird wie folgt geändert: 

In Art. 23e Abs. 6 wird folgender letzter Satz angefügt: 

"Dabei kann insbesondere geregelt werden, inwieweit für die 

Behandlung von Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union 
anstelle des Bundesrates ein hiezu bestimmter Ausschuß zuständig 

ist und die Wahrnehmung der Zuständigkeiten gemäß dem ersten 

Absatz und diesem Absatz dem Bundesrat selbst vorbehalten ist." 

Ilse G i e s i n ger 
Berichterstatterin 
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Wien, 1996 02 28 

Dr. Günther H u m m er· 
Vorsitzender 
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